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Ubersicht

Am 17. Dezember 2021 hat das Parlament eine Anderung des Auslénder- und
Integrationsgesetzes beschlossen. Sie umfasst Einschrénkungen fiir Reisen ins
Ausland und Anpassungen bei der vorlaufigen Aufnahme (20.063, nAlG, BBl 2021
2999). Die Referendumstfrist ist am 7. April 2022 unbenutzt abgelaufen. Das Ziel ist es,
die Integration von vorlaufig aufgenommenen Personen in den Arbeitsmarkt durch eine
Erleichterung des Kantonswechsels zu férdern. Zudem wurden neue Regelungen fiir
Auslandreisen von vorldufig Aufgenommenen, Personen mit voriibergehendem Schutz
sowie von Asylsuchenden geschaffen.

Der Bundesrat hat am 11. Mérz 2022 die erstmalige Anwendung des Schutzstatus S
flr Personen beschlossen, die wegen den Kampfhandlungen in der Ukraine in die
Schweiz gefllichtet sind. Personen mit einem biometrischen Pass der Ukraine kénnen
sich wéhrend 90 Tagen innerhalb von 180 Tagen visumsfrei im Schengen-Raum
aufhalten. Der Bundesrat hat daher gleichzeitig mit der Einfliihrung des Schutzstatus S
eine Verordnungsénderung beschlossen, wonach Personen aus der Ukraine mit
Schutzstatus S ohne Reisebewilligung ins Ausland reisen und in die Schweiz
zurtickkehren diirfen. Dies entspricht auch der Regelung fiir Schutzbedlirftige aus der
Ukraine in der EU. Die Anderung des AIG vom 17. Dezember 2021 sieht
demgegeniiber vor, dass Personen, denen voriibergehender Schutz gewéhrt wurde,
grundsétzlich nicht in ihren Heimat- oder Herkunftsstaat oder in einen anderen Staat
reisen dlirfen. Ausnahmen sind jedoch méglich (Art. 59d Abs. 2 und Art. 59e Abs. 3
nAlG). Damit besteht ein Widerspruch zwischen der Anderung des AIG und der
geltenden Regelung flir schutzbediirftige Personen aus der Ukraine. Diese besondere
Situation war zum Zeitpunkt der Verabschiedung der Gesetzesénderung im Dezember
2021 nicht vorauszusehen. Die bestehenden Reiseméglichkeiten von Personen aus
der Ukraine mit voriibergehendem Schutz sollen aufgrund der Visumsbefreiung flir
Personen mit einem biometrischen Pass der Ukraine bis auf weiteres beibehalten
werden. Deshalb sollen die Anderungen des AIG schrittweise in Kraft treten. In einem
ersten Schritt soll die Regelung tiber den erleichterten Kantonswechsel (Art. 85b nAlG)
in Kraft gesetzt werden. Die beschlossenen neuen Regelungen (iber die Auslandreisen
sollen demgegentiber vorderhand nicht in Kraft treten. Hier sollen die Erfahrungen mit
dem bestehenden Schutzstatus S auch bezliglich der Reiseméglichkeiten abgewartet
werden.

Im Rahmen dieser Vorlage sollen die fiir die teilweise Inkraftsetzung der
Gesetzesdnderungen notwendigen Verordnungsanpassungen vorgenommen werden.
So sollen insbesondere die Voraussetzungen fir den Kantonswechsel von vorléufig
aufgenommenen Personen in der Verordnung Uber Zulassung, Aufenthalt und
Erwerbstétigkeit (VZAE) konkretisiert werden. Der Kantonswechsel von Personen mit
Schutzstatus S ist nicht Gegenstand der Anderung des AIG und daher auch nicht der
vorgeschlagenen Verordnungsénderungen.

Zudem werden zwei weitere Verordnungsénderungen zur Erleichterung des Zugangs
zur Erwerbstétigkeit vorgeschlagen. Wird eine Aufenthaltsbewilligung wegen eines
schwerwiegenden persénlichen Hértefalls erteilt, soll keine zusétzliche Bewilligung zur
Auslibung einer Erwerbstétigkeit erforderlich sein. Zudem wird bei bestimmten
Massnahmen zur beruflichen Eingliederung eine Ausnahme von der Meldepflicht der
Erwerbstétigkeit vorgeschlagen.
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Erlauterungen

1 Ausgangslage

Am 17. Dezember 2021 hat das Parlament die Anderung des Bundesgesetzes vom 16
Dezember 2005" Uber die Auslanderinnen und Ausléander und Uber die Integration
(Auslander- und Integrationsgesetz; AIG)? beschlossen.

Diese sieht insbesondere eine neue Regelung vor, wonach ein Kantonswechsel
bewilligt wird, wenn die vorlaufig aufgenommene Person ausserhalb des Wohnkantons
erwerbstatig ist oder eine berufliche Grundbildung absolviert (Art. 85b nAIG).
Voraussetzung dafur ist, dass die Person weder fur sich noch fur ihre
Familienangehorigen Sozialhilfe bezieht, das Arbeitsverhaltnis seit mindestens zwolf
Monaten besteht oder ein Verbleib im Wohnkanton aufgrund des Arbeitsweges oder
der Arbeitszeiten nicht zumutbar ist.

Zudem werden Reisen in den Heimat- oder Herkunftsstaat fur vorlaufig aufgenommene
und schutzbedurftige Personen untersagt (Art. 59d nAIG). Eine solche Reise kann nur
dann im Einzelfall bewilligt werden, wenn sie zur Vorbereitung der selbststandigen und
definitiven Ausreise und Rickkehr in den Heimat- oder Herkunftsstaat notwendig ist.

Zusatzlich werden die bisherigen Regelungen auf Verordnungsstufe fur Reisen in einen
anderen Staat als den Heimat- oder Herkunftsstaat flr asylsuchende, vorlaufig
aufgenommene und schutzbedurftige Personen aus Grunden der Transparenz auf
Gesetzesstufe verankert (Art. 59e nAIG). Es besteht ein grundsatzliches Reiseverbot
mit Ausnahmemadglichkeiten. Personen, die unerlaubt in den Heimat- oder
Herkunftsstaat oder in einen anderen Staat reisen, konnen fur diese Verstosse belangt
werden (Art. 84 Abs. 4, 84a, 120 Abs. 1 Bst. h, 122d nAIG; 53 Bst. d, 79 Bst. e nAsylG).

Der Bundesrat hat am 11. Marz 2022 die erstmalige Anwendung des Schutzstatus S
fur Personen beschlossen, die wegen den Kampfhandlungen in der Ukraine in die
Schweiz gefllichtet sind. Personen mit einem biometrischen Pass der Ukraine kdnnen
sich wahrend 90 Tagen innerhalb von 180 Tagen visumsfrei im Schengen-Raum
aufhalten. Der Bundesrat hat daher im Rahmen einer Anderung der Verordnung vom
14. November 20123 (iber die Ausstellung von Reisedokumenten flr auslandische
Personen (RDV) beschlossen, dass Personen aus der Ukraine mit Schutzstatus S ohne
Reisebewilligung ins Ausland reisen und in die Schweiz zurtickkehren darfen (Art. 9
Abs. 8 RDV). Dies entspricht auch der Regelung fur Schutzbedurftige aus der Ukraine
in der EU%. Die Anderung des AIG vom 17. Dezember 2021 sieht demgegenUber vor,
dass Personen, denen vorubergehender Schutz gewahrt wurde, grundsatzlich nicht in
ihren Heimat- oder Herkunftsstaat oder in einen anderen Staat reisen durfen. Damit
besteht ein Widerspruch zwischen der Anderung des AIG und der geltenden Regelung
fur schutzbedurftige Personen aus der Ukraine. Diese besondere Situation war zum
Zeitpunkt der Verabschiedung der Gesetzesanderung im Dezember 2021 nicht
vorauszusehen. Die bestehenden Reisemoglichkeiten von Personen aus der Ukraine
mit voribergehendem Schutz sollen aufgrund der Visumsbefreiung fur Personen mit
einem biometrischen Pass der Ukraine bis auf weiteres beibehalten werden. Deshalb
soll die Anderung des AIG schrittweise in Kraft treten. In einem ersten Schritt soll die
Regelung Uber den erleichterten Kantonswechsel (Art. 85b nAIG) in Kraft gesetzt
werden. Die beschlossenen neuen Regelungen Uuber die Auslandreisen sollen
vorderhand nicht in Kraft treten. Hier sollen die Erfahrungen mit dem bestehenden

"SR 142.20

2 BBl 2021 2999

3SR 143.5

4 Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2022/382 des Rates vom 4. Marz 2022 zur Feststellung des Bestehens eines Massenzustroms von
Vertriebenen aus der Ukraine im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur Einfiihrung eines voribergehenden Schutzes (ABI. L
71vom 4.3.2022, S. 1).
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Schutzstatus S auch beziglich der Reisemoglichkeiten abgewartet werden. Da die
Regelungen uber die Auslandreisen von Schutzbedurftigen in denselben
Bestimmungen wie fur vorlaufig Aufgenommene und Asylsuchende integriert sind,
konnen sie nicht separat in Kraft gesetzt werden.

Demnach sollen vorerst nur die Gesetzesanderungen in Kraft gesetzt werden, die
keinen Bezug zu den Regelungen fir Schutzbedirftige aufweisen. Dazu gehort
insbesondere die Regelung, wonach vorlaufig aufgenommene Personen einen
Anspruch auf Kantonswechsel zur Erleichterung der Erwerbstatigkeit haben (Art. 85b
nAIG). Gegenstand der vorliegenden Vorlage bilden die fur die Inkraftsetzung dieser
Gesetzesbestimmungen notwendigen Verordnungsanpassungen.

2 Grundzuge der Vorlage

Die vorgeschlagenen Anderungen betreffen die Verordnung vom 24. Oktober 20075
uber Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstatigkeit (VZAE), die Verordnung vom 11.
August 1999% (ber den Vollzug der Weg- und Ausweisung sowie der
Landesverweisung von auslandischen Personen (VVWAL) sowie die Asylverordnung
2 vom 11. August 19997 Uber Finanzierungsfragen (AsylV 2).

Mit den vorgeschlagenen Verordnungsanderungen soll insbesondere die neue
Regelung uber den Kantonswechsel konkretisiert werden (Art. 85b nAlG). Demnach
soll in der VZAE beispielsweise prazisiert werden, unter welchen Voraussetzungen ein
Verbleib im Wohnkanton aufgrund des Arbeitsweges oder der Arbeitszeiten als nicht
zumutbar gilt (Artikel 67a E-VZAE).

Der administrative Aufwand ist haufig ein Grund, weshalb Arbeitgeberinnen und
Arbeitgeber keine anerkannten Flichtlinge und vorlaufig aufgenommene Personen
anstellen wollen®. Mit dem Ziel, den Zugang zur Erwerbstatigkeit administrativ zu
erleichtern, werden deshalb unabhangig von der Anderung des AIG zwei weitere
Anpassungen in der VZAE vorgeschlagen.

Einerseits soll die Bewilligungspflicht fur eine selbststandige oder unselbststandige
Erwerbstatigkeit bei der Erteilung einer Hartefallbewilligung aufgehoben werden (Art.
31 Abs. 3und 4 E-VZAE). Personen, die eine Hartefallbewilligung (Ausweis B) erhalten,
sollen ohne vorgangige Bewilligung eine Erwerbstatigkeit aufnehmen kénnen.

Andererseits wird bei der beruflichen Ein- oder Wiedereingliederung in den
Arbeitsmarkt eine administrative Entlastung der Arbeitgeber sowie der Anbieter von
Massnahmen zur Ein- oder Wiedereingliederung vorgeschlagen. So soll die
Meldepflicht far eine Erwerbstatigkeit im Rahmen behdrdlich kontrollierter
Massnahmen von vorlaufig Aufgenommenen, Fluchtlingen und Staatenlosen
aufgehoben werden, wenn diese der beruflichen Ein- oder Wiedereingliederung dient
und einen Bruttomonatslohn von CHF 600 nicht Gbersteigt (Art. 85a AlG in Verbindung
mit Art. 65 Abs. 7 und 8 E-VZAE). Zudem sollen Personen, die Massnahmen zur
Vorbereitung auf die berufliche Grundbildung besuchen, generell von der Meldepflicht
ausgenommen werden.

Bei den Anpassungen in der VVWAL und der AsylV 2 handelt es sich lediglich um
formelle Anpassungen.

5 SR 142.201

5 SR 142.281

7SR 142.312

8 Bericht «Verbesserung der Integration von Fliichtlingen und vorlaufig Aufgenommenen in den Arbeitsmarkt» des Beauftragten fiir
Fliichtlinge und Wirtschaft Dr. E. Gnesa, SEM 2018
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3 Erlauterungen zu einzelnen Artikeln

3.1 Anderung der Verordnung iiber Zulassung, Aufenthalt und
Erwerbstatigkeit (VZAE)

Art. 31 Abs. 3und 4

Die Absatze 3 und 4 regeln die Bewilligung der Ausuibung einer unselbststandigen bzw.
selbststandigen Erwerbstatigkeit fur Personen, die aufgrund eines schwerwiegenden
personlichen Hartefalls eine Aufenthaltsbewilligung erhalten haben (beispielsweise
vorlaufig Aufgenommene oder Opfer hauslicher Gewalt).

Am 1. Januar 2019 wurde die Bewilligungspflicht flr eine Erwerbstatigkeit von vorlaufig
Aufgenommenen und anerkannten Fluchtlingen durch eine einfache Meldepflicht
ersetzt. Seither bestehen far Personen mit Hartefallbewilligung
(Aufenthaltsbewilligung) hohere administrative Hurden fur die Auslbung einer
Erwerbstatigkeit, da sie weiterhin eine Bewilligung bendétigen. Zudem gelten Personen
mit einer Aufenthaltsbewilligung, die zur Ausibung einer Erwerbstatigkeit berechtigt
sind, sowie vorlaufig Aufgenommene als inlandische Arbeithehmerinnen und
Arbeitnehmer (Art. 21 Abs. 2 Bst. c und d AIG).

Dies kann zu widerspruchlichen Situation fuhren, da vorlaufig Aufgenommene nach
Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung aus Hartefallgriinden neu eine Bewilligung zur
Ausubung einer Erwerbstatigkeit bendtigen, auch wenn sie vorher nur einer einfachen
Meldepflicht unterstanden. Hartefallbewilligungen werden zum weitaus gréssten Teil
an vorlaufig Aufgenommene erteilt.

Um diese Widerspriche zu beseitigen, soll die Bewilligungspflicht far eine
Erwerbstatigkeit bei der Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung aus schwerwiegenden
personlichen Grunden generell aufgehoben werden. Die Ubrigen
Bewilligungsvoraussetzungen wie die finanziellen Verhaltnisse und die
Integrationskriterien sollen jedoch weiterhin gepruft werden (Art. 31 Abs. 1 VZAE).

Die grosse Mehrheit der Personen mit einer Hartefallregelung befindet sich bereits seit
mehreren Jahren in der Schweiz. Sie besitzen daher die notwendigen Kenntnisse, um
sich ohne behdrdliche Kontrolle auf dem Arbeitsmarkt zurechtzufinden.

Art. 53a

Die geltende Regelung halt fest, dass flr Asylsuchende, vorlaufig Aufgenommene und
Schutzbedurftige, welche an einem Beschaftigungsprogramm teilnehmen, die im
Beschaftigungsprogramm festgesetzten Bedingungen gelten. Sie soll materiell
unverandert Ubernommen werden. Zur Prazisierung soll jedoch der Klammerverweis in
der Sachuberschrift mit Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe | AIG (vorlaufig Aufgenommene)
sowie Artikel 75 Absatz 4 AsylG (Schutzbedurftige) erganzt werden. Zudem wird neu
auf den Absatz 4 von Artikel 43 AsylG verwiesen (Asylsuchende).

Art. 65 Abs. 4, 7 (neu) und 8 (neu)

Vorlaufig Aufgenommene und anerkannte Fluchtlinge werden wie andere
Stellensuchende bei der Integration in den Arbeitsmarkt eng begleitet. Im
Integrationsbereich entspricht dies den Zielsetzungen der Integrationsagenda
Schweiz, deren Eckpunkte in Artikel 14a der Verordnung uber die Integration von
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Auslanderinnen und Auslandern® (VIntA) festgelegt sind. Ahnliche Vorgaben zur
Begleitung von Stellensuchenden bestehen auch in der Arbeitslosenversicherung
(Motivationssemester SEMO gemass Art. 64a Abs. 1 Bst. ¢ des Arbeitslosen-
versicherungsgesetzes'?; AVIG), der Invalidenversicherung (Eingliederungs-
massnahmen gemass Art. 7d, Art. 14a, Art. 15, Art. 16 [ohne Ausbildungen nach dem
Berufsbildungsgesetz'!' vom 13. Dezember 2002; BBG], Art. 17 [ohne Ausbildungen
nach BBG], Art. 18 - 18b wund 18d des Bundesgesetzes uber die
Invalidenversicherung'?, IVG), der Sozialhilfe wie auch in der Berufsbildung.

Zu Abs. 4

Die Moglichkeit der Meldung einer Erwerbstatigkeit durch eine Drittperson soll sich neu
nicht auf kantonale Integrationsprogramme gemass Artikel 14 VIntA beschranken. Sie
soll auch bei anderen, im Auftrag von Behorden umgesetzten Massnahmen moglich
sein, welche das Ziel der beruflichen Ein- oder Wiedereingliederung verfolgen. Dazu
gehoren beispielsweise Integrationsprogramme, welche im Rahmen der spezifischen
Integrationsféorderung und der der kantonalen oder kommunalen Sozialhilfe umgesetzt
werden, sowie Massnahmen der Invalidenversicherung (IV) oder der
Arbeitslosenversicherung (ALV).

Zu Abs. 7 (neu)

Die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit im Rahmen von Massnahmen zur beruflichen Ein-
und Wiedereingliederung soll nicht mehr der Meldepflicht unterstehen, wenn die
Vermittlung durch behordlich beauftragte Anbieter oder durch staatliche Stellen (vgl.
Abs. 4 und 8) erfolgt ist. Damit wird insbesondere sichergestellt, dass die Angebote der
Anbieter von Massnahmen zur beruflichen Ein- und Wiedereingliederung die Wirtschaft
nicht konkurrenzieren und die berufliche Integration von noch nicht arbeitsmarktfahigen
Personen in den Arbeitsmarkt tatsachlich gefordert wird (Bst. a und b).

Der staatlichen Aufsicht unterliegen auch samtliche Massnahmen fur Jugendliche und
junge Erwachsene (16 - 25 Jahre), welche auf die Aufnahme einer beruflichen
Grundbildung  vorbereiten  (Nahtstelle 1). Dazu gehoren beispielsweise
Brickenangebote nach Artikel 12 BBG, Motivationssemester nach Artikel 64a Absatz
1 Buchstabe c AVIG, vorbereitende Massnahmen der IV nach Artikel 15— 17 IVG sowie
das Bundesprogramm Integrationsvorlehre (finanziert gemass Art. 58 Abs. 2 AIG). Die
staatliche Aufsicht wird hier durch die zustandigen Stellen der ALV, IV und
Berufsbildung wahrgenommen. Die Meldepflicht soll hingegen weiterhin fur alle
anderen Jugendlichen und jungen Erwachsenen zwischen 16 und 25 Jahren gelten,
welche eine berufliche Grundbildung mit einem Lehrvertrag gemass Artikel 14 BBG
absolvieren (Bst. c).

Die mit der Meldepflicht verbundene Eintragung ins Zentrale Migrations-
informationssystem (ZEMIS) erubrigt sich in diesen Fallen, da die im Rahmen der
Massnahmen zur beruflichen Ein- und Wiedereingliederung bezahlten Verglttungen
keinen Einfluss auf die Festsetzung und Ausrichtung der Bundessubventionen flur die
kantonalen Sozialhilfekosten haben. Dieser Wert liegt seit 1.1.2023 bei einem
Bruttomonatslohn von 600 CHF und tiefer (Art. 23 und 27 AsylV 2). In Einzelfallen wird
dieser Betrag bei Massnahmen zur Vorbereitung auf die berufliche Grundbildung (Art.
12 BBG) leicht Uberschritten, weshalb Buchstabe c fur diese Personengruppe eine
entsprechende Ausnahme vorsieht.

9 SR 142.205
0 SR 837.0

"SR 412.10
2SR 831.20
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Die vorgeschlagene Anderung wird Auswirkungen auf die Statistik (ber die
Erwerbsquote von Personen aus dem Asylbereich haben. Sie wird mittels der im
ZEMIS eingetragenen aktiven Erwerbe ermittelt. Die kantonalen Behoérden sind
zustandig fur die Eintragung der gemeldeten Erwerbstatigkeiten im ZEMIS. Durch die
Aufhebung der Meldepflicht bei Personen, die an Massnahmen zur beruflichen Ein-
und Wiedereingliederung teilnehmen, mussen die entsprechenden Tatigkeiten den
kantonalen Behorden nicht mehr gemeldet werden und sie werden daher auch nicht
mehr als Erwerbstatigkeiten im ZEMIS erfasst. Gemass statistischen Schatzungen
fuhrt die Aufhebung der Meldepflicht bei diesen Personen mit Einsatzen im ersten
Arbeitsmarkt zu einer Reduktion der Erwerbsquote von rund 5% (bei einer
durchschnittlichen Erwerbsquote von 50%). Diese Personen bewegen sich jedoch
noch nicht selbststandig auf dem Arbeitsmarkt und deren Anrechnungen an die
Erwerbsquote ist vor dem Ziel der nachhaltigen Integration in den Arbeitsmarkt und der
Ablosung von der Sozialhilfe grundsatzlich verfriht.

Es gilt auch zu beachten, dass bei der Umsetzung von Massnahmen zur beruflichen
Ein- und Wiedereingliederung die Erreichung der Ziele der Integrationsagenda Schweiz
im Vordergrund steht. Demnach soll zum einen die Halfte der erwachsenen Fluchtlinge
und vorlaufig Aufgenommenen nach sieben Jahren nachhaltig im Arbeitsmarkt
integriert sein und zum anderen zwei Drittel der anerkannten Flachtlinge und vorlaufig
Aufgenommenen zwischen 16 und 25 Jahren flnf Jahre nach Einreise in eine
berufliche Grundbildung einsteigen. Die entsprechende Zielerreichung wird im Rahmen
des Monitorings Integrationsagenda Schweiz (iberpriift. Fiir diese Uberprifung ist der
Eintrag im ZEMIS von Einsatzen mit einem Bruttomonatslohn von 600 Franken und
tiefer im Rahmen von Massnahmen zur beruflichen Ein- und Wiedereingliederung nicht
notwendig, da hier die nachhaltige Ablésung von der Sozialhilfe im Zentrum steht.

Zu Abs. 8 (neu)

Behorden konnen eine Meldung selber vornehmen, falls sie Massnahmen zur
beruflichen Ein- und Wiedereingliederung direkt umsetzen. Dies ist insbesondere bei
den Durchfuhrungsstellen der IV der Fall, kann jedoch auch auf andere
Behordenstellen zutreffen.

Art. 67a Kantonswechsel von vorléufig aufgenommenen Personen

Die Grunde fur einen Kantonswechsel von vorlaufig Aufgenommenen werden in Artikel
85b Absatze 2 und 3 nAlG abschliessend aufgefuihrt. Sind die entsprechenden
Voraussetzungen erflllt, besteht neu ein Anspruch auf den Kantonswechsel. Die
Ausfuhrungsbestimmungen zum Kantonswechsel sollen neu in der VZAE geregelt
werden. Bisher wird fir den Kantonswechsel von vorlaufig Aufgenommenen in Artikel
21 VVWAL auf Artikel 22 Absatz 2 der Asylverordnung 1 vom 11. August 19993 (AsylV
1) verwiesen, welcher den Kantonswechsel von Asylsuchenden regelt.

Zu Abs. 1

Bei einer schwerwiegenden Gefahrdung der Gesundheit einer vorlaufig
aufgenommenen Person oder anderer Personen besteht ein Anspruch auf den
Kantonswechsel (Art. 85b Abs. 2 Bst. b nAIG). Als Beispiel dafur soll die Gefahrdung
der Gesundheit bei schwerer hauslicher Gewalt erwahnt werden. Ein Anspruch besteht
demnach, wenn die damit verbundene raumliche Distanz zum Schutz der Gesundheit
der betroffenen Person oder anderer Personen erforderlich ist. Es wird zudem gepruft,

¥ SR 142.311
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ob die Person, die die hausliche Gewalt auslbt, die Voraussetzungen fur die Erteilung
einer vorlaufigen Aufnahme weiterhin erfullt.

Zu Abs. 2und 3

Ein Kantonswechsel wird auch bewilligt, wenn eine vorlaufig aufgenommene Person in
einem anderen Kanton eine unbefristete Erwerbstatigkeit ausubt oder eine berufliche
Grundbildung absolviert. Neben der Unabhangigkeit von der Sozialhilfe wird (Art. 85b
Abs. 3 Bst. a nAIG) vorausgesetzt, dass das Arbeitsverhaltnis seit mindestens zwolf
Monaten besteht oder ein Verbleib im Wohnkanton aufgrund des Arbeitsweges oder
der Arbeitszeiten unzumutbar ist (Art. 85b Abs. 3 Bst. b nAlG). Fur den Kantonswechsel
wird jedoch kein bestimmter Beschaftigungsgrad vorausgesetzt (z.B. von mindestens
80%). Das Einkommen muss jedoch so hoch sein, dass im neuen Kanton keine
Sozialhilfe in Anspruch genommen werden muss (Art. 85b Abs. 3 Bst. a nAIG).

In Absatz 2 soll durch eine nicht abschliessende Aufzahlung prazisiert werden, unter
welchen Umstanden ein Arbeitsweg als unzumutbar gilt. Dies ist insbesondere der Fall,
wenn er mehr als zwei Stunden je fur den Hin- und Ruickweg betragt. Gemass der
Regelung im Arbeitslosenversicherungsgesetz (AVIG) Uber zumutbare Arbeit gilt ein
Arbeitsweg von mehr als zwei Stunden pro Weg ebenfalls grundsatzlich als
unzumutbar (Art. 16 Abs. 2 Bst. f AVIG). Zudem ist ein Arbeitsweg unzumutbar, wenn
der Arbeitsort mit den 6ffentlichen Verkehrsmitteln nicht oder nur schwer erreichbar ist
und die betroffene Person auf den offentlichen Verkehr angewiesen ist.

In Absatz 3 wird konkretisiert, in welchen Situationen aufgrund der Arbeitszeiten ein
Verbleib im bisherigen Wohnkanton als unzumutbar anzusehen ist. Auch hier handelt
es sich um eine nicht abschliessende Aufzahlung. So ist beispielsweise von einer
Unzumutbarkeit auszugehen, wenn zu Beginn oder am Ende der Arbeitszeit keine
offentlichen Verkehrsmittel verfugbar sind und die die betroffene Person auf den
offentlichen Verkehr angewiesen ist. Ein Verbleib im Wohnkanton kann auch
unzumutbar sein, wenn die betroffene Person fur kurzfristig angeordnete
Arbeitseinsatze zur Verfiugung stehen muss. Dies kann beispielsweise bei einem
Pikettdienst der Fall sein, bei dem zum Beispiel auch wahrend der Nacht eine Maschine
repariert werden muss.

Zu Abs. 4

Fir die Beurteilung der Sozialhilfeabhangigkeit soll die kiunftige Situation im neuen
Kanton massgebend sein. Die Beurteilung bezieht sich somit auf den Zeitpunkt des
Kantonswechsels und nicht auf die Situation im bisherigen Wohnsitzkanton.

Zu Abs. 5

Im AIG werden diejenigen Falle aufgeflhrt, in denen ein Anspruch auf Kantonswechsel
bestent (Art. 85b nAIG). Ein Kantonswechsel aus anderen Grinden ist
ausgeschlossen. Sind jedoch beide Kantone mit dem Wechsel einverstanden, kann
das SEM die ursprunglich erfolgte Zuteilung gestutzt auf den Verteilschlissel andern
und die betroffene Person dem neuen Kanton zuteilen, ohne dass ein Anspruch darauf
besteht.

Art. 74 Klammerverweis Sachliberschrift und Abs. 3

Der Familiennachzug fur vorlaufig Aufgenommene ist im geltenden Recht in Artikel 85
Absatze 7-8 AIG geregelt. Aus systematischen Grinden und zur besseren Lesbarkeit
wurden diese Bestimmungen inhaltlich unverandert in einen neuen Artikel 85¢ nAIG
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uberfuhrt. Die entsprechenden Verweise mussen in dieser Bestimmung angepasst
werden, damit ist keine inhaltliche Anderung verbunden.

Art. 74a Klammerverweis Sachiiberschrift und Abs. 2

Der Familiennachzug fur vorlaufig Aufgenommene ist im geltenden Recht in Artikel 85
Absatze 7-8 AIG geregelt. Aus systematischen Grinden und zur besseren Lesbarkeit
wurden diese Bestimmungen inhaltlich unverandert in einen neuen Artikel 85¢ nAlG
uberfuhrt. Der Klammerverweis in der Sachuberschrift sowie der Verweis auf das AlIG
in Absatz 2 mussen an die neue Systematik angepasst werden. Der Verweis auf Artikel
85 Absatz 7°'s AIG im zweiten Absatz kann zudem gestrichen werden, da sich dies aus
dem neuen Klammerverweis ergibt.

3.2 Anderung der Verordnung iiber den Vollzug der Weg- und
Ausweisung sowie der Landesverweisung von auslandischen
Personen (VVWAL)

Art. 21

Da der Kantonswechsel fur vorlaufig aufgenommene Personen neu in Artikel 85b nAIG
geregelt und in Artikel 67a E-VZAE ausgefuhrt wird (vgl. Kommentar zu Art. 67a), soll
der Verweis auf die Artikel 21 und 22 AsylV 1 nur noch flur die Verteilung auf die
Kantone gelten.

Art. 24

Die Regelungen zum Familiennachzug fur vorlaufig aufgenommene Personen (Art. 85
Abs. 7 — 8 AIG) werden neu in einem separaten Artikel geregelt (Art. 85¢ nAIG).

Far das Verfahren verweist die geltende Bestimmung auf Artikel 74 VZAE. Neben
diesem Artikel findet jedoch bereits heute auch Artikel 74a VZAE Anwendung.

Da die Ausflihrungsbestimmungen zum Familiennachzug abschliessend in der VZAE
geregelt sind (Art. 74 und 74a VZAE), kann diese Bestimmung aufgehoben werden.

3.3 Anderung der Asylverordnung 2 iiber Finanzierungsfragen (AsylV
2)

Art. 53 Bst. d

Da die Regelungen zum Familiennachzug fur vorlaufig Aufgenommene neu in Artikel
85¢ nAIG enthalten sind, muss der entsprechende Verweis angepasst werden. Eine
inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

4 Finanzielle und personelle Auswirkungen

Gemass der Botschaft'* zur Anderung des AlG (Ziff. 6.1 und 6.2 zu den Anpassungen
des Status der vorlaufigen Aufnahme) haben die Gesetzesanderungen zum
Kantonswechsel keine bedeutenden finanziellen und personellen Auswirkungen auf
den Bund und die Kantone. Ein allfalliger Mehraufwand bei der Bearbeitung der
Gesuche konnte daher im Rahmen der eingestellten Ressourcen aufgefangen werden.
Mit dem vorgesehenen Abbau von Hirden bei der Integration in den Arbeitsmarkt (Art.

4 BBI 2020 7457
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31, 65 und 67a VZAE) soll auch die Abhangigkeit von der Sozialhilfe vermindert
werden. Dies wirkt sich positiv auf die Sozialhilfekosten aus.

Der neue Artikel 67a VZAE enthalt die Ausfuhrungsbestimmungen zu Artikel 85b nAlG,
der den Kantonswechsel fur vorlaufig aufgenommene Personen regelt. Da es sich
dabei lediglich um Prazisierungen zur Gesetzesbestimmung handelt, fuhrt diese
Bestimmung zu keinen zusatzlichen personellen und finanziellen Auswirkungen. Die
Gesuche fur einen Kantonswechsel sollen wie bisher durch das SEM behandelt
werden.

Die vorgeschlagenen Anderungen von Artikel 31 Absatze 3 und 4 sowie Artikel 65
Absatze 4, 7 und 8 E-VZAE fuhren zu einer moderaten Senkung der administrativen
Aufwande bei den kantonalen Vollzugsbehoérden, da einerseits die Verarbeitung und
Erfassung im ZEMIS von gewissen Meldungen der Erwerbstatigkeit im Rahmen von
Integrationsprogrammen entfallt. Zudem mussen keine Bewilligungen mehr erteilt
werden bei der Aufnahme einer unselbststandigen oder selbststandigen
Erwerbstatigkeit durch Personen mit einer Hartefallbewilligung. Beim Bund sind damit
keine finanziellen oder personellen Auswirkungen verbunden.

Bei den udbrigen Verordnungsanderungen handelt es sich um redaktionelle
Anpassungen, welche zu keinen personellen und finanziellen Auswirkungen fuhren
(vgl. Art. 53a, 74, 74a VZAE | Art. 21, 24 VVWAL / Art. 53 Bst. d AsylV 2).

5 Rechtliche Aspekte

Die Vorlage stltzt sich auf Artikel 121 Absatz 1 der Bundesverfassung (BV)'®, der dem
Bund die Kompetenz zur Gesetzgebung Uber die Ein- und Ausreise, den Aufenthalt
und die Niederlassung von Auslanderinnen und Auslandern sowie Uber die Gewahrung
von Asyl gibt. Bei der vorliegenden Vorlage handelt es sich grundsatzlich um die
notwendigen Ausfiihrungsbestimmungen zur Anderung des AIG vom 17. Dezember
2021.

Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen in der Botschaft'® zur Anderung des AIG
verwiesen (Ziff. 7 zu den Anpassungen des Status der vorlaufigen Aufnahme).

* SR 101
16 BBI 2020 7457

11/11



	1 Ausgangslage
	2 Grundzüge der Vorlage
	3 Erläuterungen zu einzelnen Artikeln
	3.1 Änderung der Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit (VZAE)
	3.2 Änderung der Verordnung über den Vollzug der Weg- und Ausweisung sowie der Landesverweisung von ausländischen Personen (VVWAL)
	3.3 Änderung der Asylverordnung 2 über Finanzierungsfragen (AsylV 2)

	4 Finanzielle und personelle Auswirkungen
	5 Rechtliche Aspekte

